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An die 
Parlamentsdirektion  
Dr. Karl Renner Ring 3  
1017 Wien 
 
 
 Name/Durchwahl: 
 Dr. Resetar/5218 
 Geschäftszahl: 
 BMWA-40.590/0006-I/1/2006 
  
  
      
Versorgungssicherungsgesetz; Entwurf einer Novelle; Versendung zur 
Begutachtung 
 
 
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit übermittelt in der Beilage den 

Entwurf des Versorgungssicherungsgesetzes samt Vorblatt, Erläuterungen und 

Textgegenüberstellungen und ersucht um allfällige Stellungnahme bis spätestens  

31. März 2006 
an die E-Mail-Adresse post@i1.bmwa.gv.at. Sollte bis zum oben angegebenen 

Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, so wird das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Arbeit davon ausgehen, dass gegen den Entwurf keine 

Einwendungen erhoben werden. 

Hinweis: Der Entwurf wird auch auf der Homepage des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Arbeit unter www.bmwa.gv.at/BMWA/Rechtsvorschriften/Entwuerfe 

veröffentlicht und ist unter dieser Adresse abrufbar. 

 

5 Beilagen 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Wien, am 10.02.2006 
Für den Bundesminister: 
Herbert Preglau 
 
 
Elektronisch gefertigt.
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E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem das Versorgungssicherungsgesetz 1992 geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen  

Das Versorgungssicherungsgesetz – VerssG 1992, BGBl. Nr. 380/1992, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 148/2001, wird wie folgt geändert: 

1. (Verfassungsbestimmung) Art. I lautet: 

„Artikel I 
(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II des Versorgungssicherungsge-
setzes – VerssG 1992, BGBl. Nr. 380/1992, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 836/1995, 
BGBl. Nr. 790/1996, BGBl. I Nr. 176/1998, BGBl. I Nr. 148/2001 und in den Z 2 bis 7 des Bundesgeset-
zes, mit dem das VerssG 1992 geändert wird, BGBl. I Nr. xx/2006, enthalten sind, sowie die Vollziehung 
dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 auch in den Belangen Bundessache, 
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften gere-
gelten Angelegenheiten können - unbeschadet der Stellung des Landeshauptmannes gemäß Art. 102 
Abs. 1 B-VG - nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 von Einrichtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen 
und nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 von juristischen Personen im übertragenen Wirkungsbereich als Bun-
desbehörden unmittelbar versehen werden. 

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut.“ 

2. Art. II § 14 Abs. 2 Z 1 lautet: 
 „1. ein Vertreter des Bundeskanzlers, zwei Vertreter des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit 

sowie je ein Vertreter aller anderen Bundesminister,“ 

3. In Art. II § 14 Abs. 3 wird die Wortfolge „Die Vertreter des Bundeskanzlers und deren Ersatzmitglie-
der“ durch die Wortfolge „Der Vertreter des Bundeskanzlers und dessen Ersatzmitglied“ ersetzt. 

4. Art. II § 19 lautet:  
„§ 19. Die Bundespolizei, in Orten, in denen Bundespolizeidirektionen bestehen, die Organe des öf-

fentlichen Sicherheitsdienstes dieser Behörden, haben an der Vollziehung des § 18 als Organe der Be-
zirksverwaltungsbehörden mitzuwirken durch 
 1. Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende Verwaltungsübertretungen und 
 2. Maßnahmen, die für die Einleitung von Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind.“ 

5. Art. II § 21 Abs. 5 lautet: 
„(5) § 14 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3, § 19, § 21 Abs. 5 und 6, § 22 Z 1 und die Anlage treten in der Fas-

sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2006 mit 1. Jänner 2007 in Kraft.“ 
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6. Art. II § 21 Abs. 6 lautet: 
„(6) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2011 außer Kraft.“ 

7. Art. II § 22 Z 1 lautet: 
 „1. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 Z 1 der Bundeskanzler bzw. nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die 

jeweiligen Bundesminister;“ 

8. Die Anlage lautet: 

„Anlage 
Welche Waren unter die Warengruppen der Z 1 fallen, bestimmt sich nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung 
(EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsa-
men Zolltarif (Amtsblatt der Europäischen Union, L 286). 
Ziffer 1: 
 - Rohstoffe und Halbfabrikate der Abschnitte I bis IV (Kapitel 1 bis 23) der Nomenklatur 
 - Zigarren, Stumpen, Zigarillos und Zigaretten, aus Tabak oder Tabakersatz; anderer verarbeiteter 

Tabak und anderer verarbeiteter Tabakersatz; „homogenisierter“ oder „rekonstruierter“ Tabak 
(Abschnitt IV, Kapitel 24) 

 - Mineralische Stoffe, ausgenommen mineralische Brennstoffe, Mineralöle und ihre Destillations-
erzeugnisse (Abschnitt V, Kapitel 25 bis 27) 

 - Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien (Abschnitt VI, Kapitel 28 bis 
38) 

 - Kunststoffe und Waren daraus; Kautschuk und Waren daraus (Abschnitt VII, Kapitel 39 bis 40) 
 - Rohe Häute und Felle, Leder, Pelzfelle und Waren daraus (Abschnitt VIII, Kapitel 41 bis 43) 
 - Kork und Waren aus Kork (Abschnitt IX, Kapitel 45) 
 - Halbstoffe aus Holz oder anderen zellulosehaltigem Fasermaterial; Abfälle von Papier oder Pap-

pe, Papier und Pappe sowie Waren daraus (Abschnitt X, Kapitel 47 bis 48) 
 - Spinnstoffe und Waren daraus (Abschnitt XI, Kapitel 50 bis 63) 
 - Schuhe und ähnliche Waren; Teile dieser Waren (Abschnitt XII, Kapitel 64) 
 - Waren aus Steinen, Gips, Zement, Asbest, Glimmer oder ähnlichen Stoffen, Teile dieser Waren; 

Glas und Glaswaren (Abschnitt XIII, Kapitel 68 und 70) 
 - Metalle und Halbstoffe und Waren daraus; Abfälle und Schrotte aus Eisen und Stahl sowie der 

NE-Metalle (Abschnitt XV, Kapitel 72 bis 83) 
 - Maschinen und Apparate; elektrotechnische Waren und deren Teile (Abschnitt XVI, Kapitel 85) 
 - Beförderungsmittel (Abschnitt XVII, Kapitel 86 bis 89) 
 - Optische, fotografische oder kinematografische Instrumente, Apparate und Geräte; Meß-, Prüf- 

oder Präzisionsinstrumente, -apparate und -geräte; medizinische und chirugische Instrumente, 
Apparate und Geräte, Teile und Zubehör dieser Waren (Abschnitt VXIII, Kapitel 90) 

Ziffer 2: 
 - Abfallstoffe, soweit sie nicht unter Ziffer 1 fallen.“ 
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Vorblatt 
Probleme: 
Das Versorgungssicherungsgesetz läuft, wie auch andere der sogenannten Wirtschaftslenkungsgesetze, 
am 31. 12. 2006 aus.  
Ziel: 
Auf 5 Jahre befristete Verlängerung des Gesetzes 
Inhalt: 
Âuf 5 Jahre befristete Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes 
Erweiterung der Mitglieder des Bundes-Versorgungssicherungsausschusses 
Anpassung auf Grund der Sicherheitspolizeigesetz-Novelle 2005, BGBl. I Nr. 151/2004 
Anpassung der Anlage an die Verordnung (EG) Nr. 1719/2005 
Alternativen: 
Keine 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine 
Finanzielle Auswirkungen: 
Keine 
EU-Konformität: 
Gegeben 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Hauptgesichtspunke des Entwurfes: 
Das Versorgungssicherungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 380/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 148/2001 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2006 außer Kraft, falls es nicht weiter verlängert 
wird. Wenn auch Österreich als Mitglied der Europäischen Union am grenzenlosen Binnenmark teil-
nimmt und vordergründig Gedanken einer Nichtverlängerung des Versorgungssicherungsgesetzes wegen 
eines erleichterten Marktzutritts aufkommen können, so ist darauf hinzuweisen - in Konnex zu Energie-
lenkungsgesetz und Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz, für deren Aufrechterhaltung zum Teil interna-
tionale Verpfllichtungen bestehen - dass Versorgungsschwierigkeiten und Verknappungserscheinungen 
aus politischen, wirtschaftlichen und anderen Gründen nie ausgeschlossen werden können. Sanktionen, 
Boykottmaßnahmen, Streiks, Naturgewalten, Katastrophen und Kriege, die zu Krisen führen können, 
treten in der Regel unerwartet und rasch ein (zB Reaktorkatastrophe-Tschernobyl, Irak-Krieg, Stromkrise 
in Kalifornien). Das Versorgungssicherungsgesetz schafft zudem die Grundlage für die Umsetzung 
allfälliger von der Europäischen Union beschlossenen Lenkungsmaßnahmen (vor allem aufgrund von 
Art. 100 EGV). Es muss daher ein gesetzliches Instrumentarium vorhanden bleiben, um von staatlicher 
Seite schnell und effizient auf Krisen reagieren zu können. Ziel dieses Gesetzes ist daher die Auf-
rechterhaltung einer hohen und überlebensnotwendigen Versorgungssicherheit der Bevölkerung bei dro-
henden oder bei bereits eingetretenen schweren Marktstörungen.  
Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Art. 44 Abs. 2 B-VG erforderlich. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Durch die Novellierung dieses Bundesgesetzes entstehen dem Bund vorerst keine Kosten. Mit In-Kraft-
Setzen von Lenkungsmaßnahmen entstehen Kosten, deren Ausmaß jedoch zurzeit nicht näher abgeschätzt 
werden kann. 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf dessen Art. I. 

Besonderer Teil 
Zu Z 1 (Art. I): 
Mangels eines eigenen Kompetenztatbestandes im Art. 10 B-VG ist für die Wirtschaftslenkung in Krisen-
zeiten (Art. 10 Abs. 1 Z 15 B-VG ist bekanntlich seit Abschluss des österreichischen Staatsvertrages 
derzeit nicht heranziehbar) das Versorgungssicherungsgesetz (und die anderen Writschaftslenkungsgeset-
ze im engeren Sinn) jeweils mit einer Verfassungsbestimmung versehen. Mit dieser wird dieses Gesetz in 
Gesetzgebung und Vollziehung zur Bundessache erklärt. Der Artikel bleibt inhaltlich gegenüber der gel-
tenden Fassung (mit Ausnahme des Geltungszeitraumes) unverändert. 
Zu Z 2 und 3 (Art. II § 14): 
Die Versorgungssicherung ist eine Querschnittsmaterie. Eine Erweiterung des Kreises der Mitglieder des 
Bundes-Versorgungssicherungsausschusses ist daher zweckmäßig. 
Zu Z 4 (Art. II § 19): 
Durch die Sicherheitspolizeigesetz-Novelle 2005, BGBl. I Nr. 151/2004, wurde der einheitliche Wach-
körper „Bundespolizei“ begründet, in welchem die Wachkörper Bundessicherheitswache, Bundesgen-
darmerie und Kriminalbeamtenkorps zusammengeführt wurden. 
Zu Z 5 und 6 (Art. II § 21): 
Die Z 5 und 6 der Novelle regeln das In- und Außer-Kraft-Treten. 
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Textgegenüberstellung 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Artikel I 

(Verfassungsbestimmung) 
(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II des 

Versorgungssicherungsgesetzes - VerssG 1992, BGBl. Nr. 380, in der Fassung 
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 836/1995, BGBl. Nr. 790/1996, BGBl. I Nr. 
176/1998 und in den Z 2 bis 9 des Bundesgesetzes, mit dem das VerssG 1992 
geändert wird, BGBl. I Nr. 148/2001, enthalten sind, sowie die Vollziehung die-
ser Vorschriften sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 2006 auch in den Belan-
gen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz etwas anderes 
vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten können - unbe-
schadet der Stellung des Landeshauptmannes gemäß Art. 102 Abs. 1 B-VG - 
nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 von Einrichtungen der gesetzlichen Interessenver-
tretungen und nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 von juristischen Personen im über-
tragenen Wirkungsbereich als Bundesbehörden unmittelbar versehen werden. 

(2) Dieser Artikel tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 
(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut. 

 
 

§ 14. (2) Dem Bundes-Versorgungssicherungsausschuss haben als Mitglie-
der anzugehören: 
 1. je zwei Vertreter des Bundeskanzlers und des Bundesministers für Wirt-

schaft und Arbeit sowie je ein Vertreter der Bundesminister für auswärti-
ge Angelegenheiten, für soziale Sicherheit und Generationen, für Finan-
zen, für Inneres, für Landesverteidigung, für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft und für Verkehr, Innovation und Techno-
logie, 

 2. ... 
(3) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Die Vertreter des 

Bundeskanzlers und deren Ersatzmitglieder sind durch den Bundeskanzler, die 

Artikel I 
(Verfassungsbestimmung) 

(1) Die Erlassung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Art. II des 
Versorgungssicherungsgesetzes – VerssG 1992, BGBl. Nr. 380/1992, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 836/1995, BGBl. Nr. 790/1996, BGBl. I 
Nr. 176/1998, BGBl. I Nr. 148/2001 und in den Z 2 bis 7 des Bundesgesetzes, mit 
dem das VerssG 1992 geändert wird, BGBl. I Nr. xx/2006, enthalten sind, sowie 
die Vollziehung dieser Vorschriften sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 
auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-
Verfassungsgesetz etwas anderes vorsieht. Die in diesen Vorschriften geregelten 
Angelegenheiten können - unbeschadet der Stellung des Landeshauptmannes 
gemäß Art. 102 Abs. 1 B-VG - nach Maßgabe des § 4 Abs. 3 von Einrichtungen 
der gesetzlichen Interessenvertretungen und nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 von 
juristischen Personen im übertragenen Wirkungsbereich als Bundesbehörden 
unmittelbar versehen werden. 

 (2) Dieser Artikel tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
(3) Mit der Vollziehung dieses Artikels ist die Bundesregierung betraut. 

 
§ 14 . (2) Dem Bundes-Versorgungssicherungsausschuss haben als Mitglie-

der anzugehören: 
 1. ein Vertreter des Bundeskanzlers, zwei Vertreter des Bundesmini-

sters für Wirtschaft und Arbeit sowie je ein Vertreter  aller anderen 
Bundesminister, 

 
 

 2. … 
(3) Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen. Der Vertreter des 

Bundeskanzlers und dessen Ersatzmitglied sind durch den Bundeskanzler, die 
Vertreter der Bundesminister und deren Ersatzmitglieder sind jeweils durch den 
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Vertreter der Bundesminister und deren Ersatzmitglieder sind jeweils durch den 
entsendenden Bundesminister zu bestellen und zu entlassen.  Die im Abs. 2 Z 2 
und 3 genannten Mitglieder und deren Ersatzmitglieder sind von der entsenden-
den Interessenvertretung, die im Abs. 2 Z 4 genannten Mitglieder und deren Er-
satzmitglieder sind durch den zuständigen Landeshauptmann namhaft zu machen 
und vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu bestellen und zu entlassen. 
Sie üben ihre Funktion ehrenamtlich aus. Die im Abs.2 Z 2 und 3 genannten 
Mitglieder und deren Ersatzmitglieder haben Anspruch auf den Ersatz der ihnen 
aus ihrer Tätigkeit im Bundes-Versorgungssicherungsausschuss erwachsenden 
Barauslagen. 

 
§ 19. Die Bundesgendarmerie, in Orten, in denen Bundespolizeidirektionen 

bestehen, die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes dieser Behörden, haben 
an der Vollziehung des § 18 als Organe der Bezirksverwaltungsbehörden mitzu-
wirken durch 
 1. … 

 
§ 21. (5) § 1 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 2 Z 1 und Abs. 3, § 5 Abs. 1 und 2, § 7 Abs. 

1, 3 und 4, § 8 Abs. 1 und 4, § 9 Abs. 1, § 14, § 15 Abs. 1 und 2, § 16 Abs. 1 Z 1, 
§ 18 Abs. 1, § 21 Abs. 5 und 6, § 22 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 148/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft (BGBl 2001 I/148) 

(6) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2006 außer 
Kraft. (BGBl 2001 I/148) 

 
§ 22. Mit der Vollziehung des Art. II dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 Z 1 der Bundeskanzler beziehungsweise 
nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit der Bundesminister für auswärtige 
Angelegenheiten, der Bundesminsiter für soziale Sicherheit und Genera-
tionen, der Bundesminister für Finanzen, der Bundesminister für Inneres, 
der Bundesminister für Landesverteidigung, der Bundesminsiter für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der Bun-
desminsiter für Verkehr, Innovation und Technologie; 

 2. ... 

entsendenden Bundesminister zu bestellen und zu entlassen.  Die im Abs. 2 Z 2 
und 3 genannten Mitglieder und deren Ersatzmitglieder sind von der entsenden-
den Interessenvertretung, die im Abs. 2 Z 4 genannten Mitglieder und deren Er-
satzmitglieder sind durch den zuständigen Landeshauptmann namhaft zu machen 
und vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit zu bestellen und zu entlassen. 
Sie üben ihre Funktion ehrenamtlich aus. Die im Abs.2 Z 2 und 3 genannten 
Mitglieder und deren Ersatzmitglieder haben Anspruch auf den Ersatz der ihnen 
aus ihrer Tätigkeit im Bundes-Versorgungssicherungsausschuss erwachsenden 
Barauslagen. 

 
§ 19. Die Bundespolizei, in Orten, in denen Bundespolizeidirektionen be-

stehen, die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes dieser Behörden, haben 
an der Vollziehung des § 18 als Organe der Bezirksverwaltungsbehörden mitzu-
wirken durch 
 1. … 

 
§ 21. (5) § 14 Abs. 2 Z 1 und Abs. 3, § 19,  § 21 Abs. 5 und 6, § 22 Z 1 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2006 treten mit 1. Jänner 
2007 in Kraft  

(6) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2011 außer 
Kraft.  

 
 
§ 22. Mit der Vollziehung des Art. II dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. hinsichtlich des § 14 Abs. 2 Z 1 der Bundeskanzler beziehungsweise 
nach Maßgabe ihrer Zuständigkeit die jeweiligen Bundesminister; 

 
 
 

 2. … 
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Anlage 
Welche Waren unter die Warengruppen der Z 1 fallen, bestimmt sich nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1719/2005 der Kommission vom 27. Oktober 2005 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung 
(EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den 
Gemeinsamen Zolltarif (Amtsblatt der Europäischen Union, L 286). 
Ziffer 1: 
 - Rohstoffe und Halbfabrikate der Abschnitte I bis IV (Kapitel 1 bis 23) der Nomenklatur 
 - Zigarren, Stumpen, Zigarillos und Zigaretten, aus Tabak oder Tabakersatz; anderer verarbeiteter 

Tabak und anderer verarbeiteter Tabakersatz; „homogenisierter“ oder „rekonstruierter“ Tabak 
(Abschnitt IV, Kapitel 24) 

 - Mineralische Stoffe, ausgenommen mineralische Brennstoffe, Mineralöle und ihre 
Destillationserzeugnisse (Abschnitt V, Kapitel 25 bis 27) 

 - Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien (Abschnitt VI, Kapitel 28 bis 
38) 

 - Kunststoffe und Waren daraus; Kautschuk und Waren daraus (Abschnitt VII, Kapitel 39 bis 40) 
 - Rohe Häute und Felle, Leder, Pelzfelle und Waren daraus (Abschnitt VIII, Kapitel 41 bis 43) 
 - Kork und Waren aus Kork (Abschnitt IX, Kapitel 45) 
 - Halbstoffe aus Holz oder anderen zellulosehaltigem Fasermaterial; Abfälle von Papier oder 

Pappe, Papier und Pappe sowie Waren daraus (Abschnitt X, Kapitel 47 bis 48) 
 - Spinnstoffe und Waren daraus (Abschnitt XI, Kapitel 50 bis 63) 
 - Schuhe und ähnliche Waren; Teile dieser Waren (Abschnitt XII, Kapitel 64) 
 - Waren aus Steinen, Gips, Zement, Asbest, Glimmer oder ähnlichen Stoffen, Teile dieser Waren; 

Glas und Glaswaren (Abschnitt XIII, Kapitel 68 und 70) 
 - Metalle und Halbstoffe und Waren daraus; Abfälle und Schrotte aus Eisen und Stahl sowie der 

NE-Metalle (Abschnitt XV, Kapitel 72 bis 83) 
 - Maschinen und Apparate; elektrotechnische Waren und deren Teile (Abschnitt XVI, Kapitel 85) 
 - Beförderungsmittel (Abschnitt XVII, Kapitel 86 bis 89) 
 - Optische, fotografische oder kinematografische Instrumente, Apparate und Geräte; Meß-, Prüf- 

oder Präzisionsinstrumente, -apparate und -geräte; medizinische und chirugische Instrumente, 
Apparate und Geräte, Teile und Zubehör dieser Waren (Abschnitt VXIII, Kapitel 90) 

Ziffer 2: 
 - Abfallstoffe, soweit sie nicht unter Ziffer 1 fallen. 

393/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt8 von 8

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.


